Stuttgarter Wasserforum                                                     Stuttgart, im Oktober 2006
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An das
Bürgermeisteramt von «Ort»
Frau/ Herrn Bürgermeister 
«Straße»

«PLZ»  «Ort»




Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns an Sie, weil wir glauben, dass Sie die Erfahrung und politische Weitsicht haben, die Geschicke unseres Landes Baden-Württemberg verantwortungsvoll zugestalten. Aus einer sehr ernsten Sorge heraus wollen wir Sie bitten, sich dafür einzusetzen, dass unsere Bodensee- und Landeswasser-Versorgung kommunale Zweckverbände bleiben.


Es ist zu beobachten, dass sich Konzerne in den letzten Jahren immer stärker in lokale Dienstleistungsbereiche einkaufen und deren Kontrolle übernehmen. So ist in unserer Region besonders auch die international immer stärker expandierende EnBW AG aktiv, die derzeit schon zu ca. 45 % der französischen Eléctricité de France (EDF) gehört, dem weltweit größten Globalplayer auf dem Atom- und Energiemarkt. Es ist offensichtlich, dass Ambitionen der Konzerne bestehen, auch Einfluss auf die Trinkwasserversorgung zu bekommen. Wir befürchten, dass unsere Trinkwasser-Zweckverbände, - das größte zusammenhängende Trinkwassersystem in Deutschland und vorbildliche Unternehmensverbände der Kommunen - ebenfalls in Gefahr sind, ihre Gemeinnützigkeit zu verlieren und dem Profitstreben von Konzernen unterworfen zu werden.


Das Stuttgarter Wasserforum setzt sich ein für kommunale Selbstbestimmung und hat sich auch zum Ziel gesetzt, die Trinkwasser-, die Strom- und Gasversorgung Stuttgarts wieder in öffentliches Eigentum zurückzuführen. Wie Sie wissen werden hat die Stadt Stuttgart im Jahr 2002 die gesamten Technischen Werke Stuttgart (TWS) zu 100 % an

die EnBW AG verkauft. 

Aus den Erfahrungen, die bisher mit Privatisierungen im Wasserbereich in Berlin, Kiel, Potsdam, Rostock und anderen Städten in Deutschland, England und weltweit gemacht worden sind, zeigt sich, dass Privatisierungen für die Bürger immer zu Preissteigerungen geführt haben. Konzerne müssen Profit machen. Um dies zu erreichen, werden die Preise erhöht. Der Reingewinn von EnBW AG aus dem Jahre 2005 z.B. in Höhe von 1 Milliarde € ist von uns Verbrauchern bezahlt worden. Die Erhaltungsinvestitionen werden zurückgefahren, wodurch die Wasserqualität mittelfristig schlechter wird. Und immer werden Mitarbeiter entlassen. Dieser Prozess findet auch beiTeilprivatisierungen statt. Auch hier wollen Konzerne Gewinne machen, sonst würden sie sich nicht beteiligen.
Ein kommunaler Betreiber dagegen arbeitet nach dem Selbstkostenprinzip und betreibt vorsorgenden Wasserschutz. Kurz, er praktiziert Daseinsvorsorge in einem besten Sinne. In den Niederlanden wurde aus diesem Grund 2004 gesetzlich festgelegt, dass (Teil)-Privatisierungen von Wasserbetrieben rückgängig gemacht werden müssen.


Die Bodensee- und Landeswasser-Versorgung, Grundlage für unsere ausgezeichnete Wasserqualität in Baden-Württemberg, ist dem Einfluss von EnBW AG/EDF insofern verstärkt ausgesetzt, als die Stadt Stuttgart 2002 auch ihre Anteile an deren Infrastruktur (33,3%) mitverkauft hat. EnBW AG/ EDF üben zudem durch ihre Beteiligung an ca. 40 baden-württembergischen Stadtwerken großen Einfluss auf kommunale Entscheidungen aus. Wie groß das Interesse an der Wasserversorgung ist, zeigt sich daran, dass EnBW AG/ EDF seit 2005 mit immer mehr Kommunen ‚Kooperationen’ für den Wasser- und Abwasserbereich vereinbart haben. 


Wir möchten auch darauf hinweisen, dass die EU-Kommission plant, Konzessionen für  die Wasserversorgung für teilprivatisierte kommunale Betriebe (Stadtwerke AG`s oder GmbH`s) und teilprivatisierte Zweckverbände in Zukunft europaweit ausschreibungspflichtig werden zu lassen. Es muss das günstigste Angebot angenommen werden. Ausschreibungen werden in Zukunft strenger kontrolliert werden, mit der Konsequenz, dass die betroffenen Kommunen / Zweckverbände zunehmend die Kontrolle über ihre Betriebe verlieren. (Diese Ausschreibungspflicht besteht derzeit

schon für teilprivatisierte Strom- und Gasbetriebe).


Aufgrund dieser EU-Planungen sehen wir es als sehr dringlich an, dass 
Teilprivatisierungen von Wasser- und anderen Versorgungseinrichtungen (Strom, Gas u.a.) wieder rückgängig gemacht werden. Nur zu 100 Prozent kommunale Unternehmen unterliegen keiner Ausschreibungspflicht und unterstehen tatsächlich demokratischer kommunaler Kontrolle.

 
Wir bitten Sie, sich in den Gremien der Zweckverbände dafür einzusetzen, dass diese 
ihre derzeitige demokratische Struktur beibehalten und der Einfluss von EnBW/ EDF 
oder anderen Konzernen möglichst vermindert wird. Auch wäre es wichtig, alle Versuche zu unterbinden, die Zweckverbände - oder Teile von ihnen - in eine private Rechtsform zu überführen, damit  auch zukünftigen Generationen das wertvolle Gut unserer Trinkwasserversorgung erhalten bleiben kann.

 

Über eine Antwort von Ihnen würden wir uns freuen.

Mit freundlichen Grüßen,












